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A 100 und Verkehr im Osten Berlins
- Statuspapier - 
Vorbemerkung
Auf der 2. Tagung  des 2. Landesparteitag am 28. März 2009 stand ein Antrag der LAG Umwelt unter der Überschrift „Gegen die Verlängerung der Stadtautobahn A 100 – für mehr Umweltgerechtigkeit in Berlin“ zur Entscheidung, der vom Parteitag an den Landesausschuss überwiesen wurde. 

In einem Antrag des Bezirksverbandes Treptow-Köpenick (Bezirksvorstand, Fraktion und Basistreffen) vom 29. April 2009 an den Landesauschuss unter der Überschrift: „Verkehrsforum Südost“ wurde darauf hin unter anderem gefordert „ein Verkehrsforum für den Südosten Berlins unter Berücksichtigung der Anbindung des BBI vorzubereiten“ sowie „einen Beschluss zum STEP Verkehr (zu) fassen und gegebenenfalls alternative Vorschläge zum Weiterbau der A100 (zu) unterbreiten.“
Der Landsausschuss hat auf der Grundlage beider Anträge die Diskussion der mit der Verkehrsentwicklung im Süden und Osten Berlins sowie der mit dem Weiterbau der A 100 verbundenen Fragen auf dieser Verkehrskonferenz angeregt.
Um zunächst die Grundlagen für notwendige Entscheidungen darzustellen, wird im folgenden - weitgehend wertungsfrei – versucht, in einem Statusbericht dazulegen, welche wesentlichen Rahmensetzungen im Zusammenhang mit der Position der LINKEN.Berlin zur A 100 – Verlängerung gegeben sind, welche Schritte im politischen Raum und auf Verwaltungsebene bislang gegangen wurden, die Planung voranzutreiben bzw. welche Positionen insbesondere SPD, Grüne und Linkspartei (PDS) bislang zu erkennen gaben.
Unstrittig und nicht dokumentiert ist ein klares JA der „Wirtschaft(sverbände)“ und von CDU/FDP zur A 100.

Unbestritten ist auch, dass die Planung der A 100 in einem Zusammenhang mit anderen Projekten und Problemen der Verkehrsinfrastruktur im Osten Berlins steht, die hier jedoch nur kursorisch behandelt werden.

Die Darstellung wird ergänzt um wesentliche PRO und CONTRA – Positionen, die Veröffentlichungen der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und von Autobahngegnern aus Bürgerinitiativen und Parteien entnommen sind.

I. STATUSBERICHT - Weiterbau der BAB 100 -
(chronologische Aufzählung)

	
	Text
	Bemerkung

	Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 1992


	Neues Projekt: Verlängerung BAB 100 nach Ost-Berlin.

Ein BVWP ist ein Verwaltungsdokument und dient als Grundlage für Bedarfspläne. Die Umsetzung der im BVWP enthaltenen Projekte hängt vom jeweiligen Planungsstand und der zur Verfügung stehenden Finanzierung aus der Bundesinvestitionsplanung ab.


	

	Linienbestimmungsverfahren 1994


	Trassenfestlegung entlang der S-Bahntrasse zur Bündelung der Verkehrsschneisen
Geplant ist eine 2x2spurige Autobahn bis zur Storkower Straße. (Drs. 12/5886)
	

	Flächennutzungsplan (FNP) Berlin 1994
	S. 183 Ziel ist die Schließung des mittleren Innenstadtrings durch Verlängerung der A 100 bis zur Ostseestraße.
	

	Wahlprogramm PDS 2001


	Priorität für zielgerechte und unaufwändige Vorhaben: Sichere Radspuren statt teurer Radwege, Zebrastreifen statt Ampeln, bedarfsgerechte Unterhaltung statt Neubau von Straßen, Straßenabmarkierung statt baulicher Veränderung;


	

	Koalitionsvereinbarung 2002


	„Die Fortführung der A 100 bis Treptower Park ist abhängig von der Finanzierung durch den Bund. Diesbezügliche Planungen werden erst nach Sicherung der Bundesfinanzeierung eingeleitet.“

„Die Finanzierbarkeit des 2. und 3. Bauabschnitts der Tangentialverbindung Ost (TVO) durch GA-Mittel, einschließlich des Ausbaustandards, wird geprüft.“
 
	

	Beschluss BVV Treptow-Köpenick

28.11.2002
	Fortführung der A 100 zum frühest möglichen Zeitpunkt bis zur Frankfurter Allee

PDS fordert in Änderungsantrag Verkehrskonferenz der betroffenen Bezirke, um „ Lösungsvarianten für die frühestmögliche Anbindung der A 100/A113a im Treptower Norden zu entwickeln, die den Verkehrsnotwendigkeiten gerecht wird“


	PDS-Antrag wird abgelehnt

	Stadtentwicklungsplan (StEP) Verkehr 2003


	Die A 100 soll weitergebaut werden. Auf die südlichere Variante SO-Autobahn soll trotz hohen verkehrlichen Nutzens verzichtet werden, um die Trennwirkung zu reduzieren. Auf den Nordabschnitt der TVO kann wegen mangelnden Bedarfs verzichtet werden.
	Die Untersuchungsergebnisse wurden nur mitgeteilt. Der Weiterbau der A 100 bis Treptower Park war schon gesetzt und nicht mehr in Frage gestellt.

	BVWP 2004
	Vordringlicher Bedarf

· AS Buschkrugallee bis AD Neukölln 

· Vorleistungen Ostkreuz

Weiterer Bedarf

· AD Neukölln bis AS Treptower Park (3,2 km für ca. 312 Mio. €) 
Vorhaben (langfristig)

· AS Treptower Park bis AS Frankf. Allee (3,1 km für 286 Mio. €)


	

	Beschluss  Stadtentwicklungsausschuss des AGH April 2005
	Antrag der FDP 15/438 zur Vollendung des Stadtrings und Weiterbau der A 100 wird durch die Koalition mit Unterstützung der Grünen abgelehnt.
	Zur Begründung erklärt StS Krautzberger die geringe verkehrliche Entlastungswirkung des Rings für die Innenstadt.

	Beschluss Bauausschuss des AGH Januar 2006
	Ausschuss lehnt den Antrag der FDP zum Weiterbau der A  100  mit den Stimmen der Koalition und der Grünen ab.


	

	Wahlaussagen Die Linke. 2006


	Im Wahlprogramm ist kein Abschnitt zum Verkehr enthalten. Bei Wahlprüfsteinen wurde die Ablehnung der A 100 betont.


	

	Koalitionsvertrag 2006


	S. 59

„Der Stadtring A 100 wird verlängert bis zur AS Treptower Park – finanziert durch den Bund.“


	

	Beschluss Stadtentwicklungsausschuss AGH September 2007
	Der Ausschuss lehnt mit den Stimmen von SPD, Linke, CDU und FDP den Antrag der Grünen „Keine Verlängerung der Stadtautobahn“ 16/0699 ab.
	

	AGH Beschluss 11. Oktober 2007
	Ablehnung des Grünenantrags mit Koalitionsmehrheit und den Stimmen der CDU und FDP. 


	

	AK Stadt der Linksfraktion Positionsbestimmung April 2008
	Die KOA-Vereinbarung soll angesichts der Notwendigkeit für Klimaschutz und Umweltzone einer Überprüfung unterzogen, der Weiterbau BAB 100 verschoben werden.
	

	Position AGH-Fraktion April 2008


	Die thematische Fraktionssitzung betont die weiterhin kritische Position zum Vorhaben. Sie empfiehlt, die gemeinsame Verkehrsprognose Berlin-Brandenburg 2025 abzuwarten, bevor weitere Planungsschritte (z.B. öffentliche Auslegung) eingeleitet werden. Sie hält eine strategische Umweltprüfung des Gesamtvorhabens Stadtring für erforderlich.

Ein formaler Beschluss wird aus Rücksicht auf den Koalitionspartner auf Bitten der Fraktionsvorsitzenden Bluhm nicht gefasst.
	

	Bereichentwicklungsplanung „Alt Lichtenberg“ 2008
	Ablehnung - 

„Für Alt-Lichtenberg ist nicht erkennbar, wie die entstehenden Verkehrsmengen bewältigt werden sollen. … “
	

	BVV Friedrichshain-Kreuzberg Februar 2009
	Ablehnung der Verlängerung der BAB 100
	

	BA Friedrichshain-Kreuzberg 27.3.2009
	Ankündigung einer Klage des Bezirks gegen den zu erwartenden Planfeststellungsbeschluss
	

	Entschließung BVV Friedrichshain-Kreuzberg

April 2009
	Gemeinsame Resolution zur konsequenten Ablehnung der Verlängerung A 100, Ankündigung einer Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss
	

	Entschließung BVV Lichtenberg

26.03.2009


	„Das Bezirksamt wird ersucht gegenüber dem Senat die ablehnende Haltung des Bezirkes Lichtenberg zur Fortführung der BAB 100 nach Treptow sowie nach Friedrichshain und Lichtenberg zu bekräftigen.“
	

	Landesausschuss  April 2009
	Koalitionsvertrag war „schmerzlicher Kompromiss“. Verkehrskonferenz soll komplexe Probleme analysieren und eine Empfehlung für den Landesparteitag erarbeiten.
	

	SPD Landesparteitag Mai 2009

/ (März 09 KDV SPD Friedrichshain-Kreuzberg)
	Keine Autobahn nach Friedrichshain, Lichtenberg und Prenzlauer Berg . Für eine nachhaltige, umweltverträgliche und sozial gerechte Mobilität in der Stadt
	Presseerklärung LINKE: Begrüßung des SPD-Beschlusses, Koalition muss neu über Autobahnbau beraten

	BVV Treptow-Köpenick

Juni 2009

auf Antrag der LINKEN 
	Dem Bezirksamt wird empfohlen, sich bei den zuständigen Stellen im Bund und im Land für die Durchführung einer Verkehrskonferenz für den Osten und Südosten Berlins unter Einbindung der Bezirke einzusetzen. Auf dieser Verkehrskonferenz sollte die gesamte Verkehrssituation, die sich mit der enormen Ausweitung des Flughafens BBI und seiner noch unvollkommenen Einbindung in das innerstädtische Verkehrsnetz entwickeln wird, analysiert und auf Lösungen hingearbeitet werden. Grundlage sollen die erwartete neue Verkehrsprognose und die verschiedenen bezirklichen Entwicklungsvorstellungen sein.


	Soll im Mai 2010 tagen

	Bundesparteitag Die Linke Juni 2009 Bundestagswahlprogramm 2009
	Im Wahlprogramm 2009 heißt es: „Keine neuen Autobahnprojekte.“
	

	BVV Pankow Entschließung 01.07.2009
	Resolution „Keine Autobahn nach Treptow und Friedrichshain und damit höhere Verkehrsbelastung für Pankow“
	

	Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage Die Linke. Juli 2009
	Die Bundesregierung wartet die Entscheidung Berlins zum Weiterbau der A 100 ab. (Drs. 16/13760)
	

	Beschluss BT-Verkehrsausschuss 23.9.2009
	Die Linke unterstützt den Antrag der Grünen 16/13172 zum Stopp der A 100. Der Antrag wird durch Ausschuss abgelehnt.


	

	AGH - Haushaltsberatungen 2010/2011
	Planungsgelder für den Weiterbau der BAB 100 werden für 2010/2011 insgesamt in Höhe von 3,1 Mio. € gesperrt.

	

	BA Friedrichshain-Kreuzberg 19.01.2010
	BA stellt neues Gutachten zu den unmittelbaren Auswirkungen des 16. Bauabschnitts auf die Altbauquartiere beidseitig der Spree vor.
	Das Gutachten wurde inzwischen zurückgezogen.

	BVV Pankow

BVV Lichtenberg

BVV Friedrichshain-Kreuzberg

Dezember 2009 / Januar 2010
	Neuauslegung der Pläne für den Bau des 16. Bauabschnitts der A 100 gefordert
	

	SenStadt Berlin / 
Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung 
Land Brandenburg


	Gesamtverkehrsprognose 2025 für die Länder Berlin und Brandenburg vorgelegt.

 Hier wird die Existenz der A100 / 16. BA unterstellt.

	Teilräumliche aussagen sind nicht möglich

	Planfeststellung für Schienenanbindung BBI erfolgt 19. Februar 2010 
	Den Planfeststellungsbeschluss hatte das zuständige Eisenbahnbundesamt (EBA) veröffentlicht. Die östliche Schienenanbindung, die rund 60 Millionen Euro kosten soll, ist eine von drei Strecken, die den Flughafen BBI an das Eisenbahnnetz anschließen. Die westliche Anbindung sowie die Verlängerung der S-Bahn-Strecke waren 2004 mit dem Planfeststellungsbeschluss zum Flughafenausbau genehmigt worden.
	

	Redaktionsschluss 01. März 2010



II. Übersicht über weitere Verkehrsvorhaben im Osten Berlins 

Schnellerstraße/Adlergestell B 96a: 

Entlastung durch A 113: siehe http://www.stadtentwicklung.berlin.de/verkehr/politik_planung/strassen_kfz/zaehldaten_a113
Süd-Ost-Verbindung 

1. Abschnitt zw. Rummelsburger Straße und Köpenicker Landstraße

Die SOV wird vierstreifig mit Mittelstreifen einschließlich beidseitigen Geh- und Radwegen geplant, prognostiziert werden hierbei ca. 33.500 KFZ/24h. Der LKW-Anteil liegt tags und nachts bei 8%. Die Entwurfsgeschwindigkeit wird für die Stadtstraße bei 50 km/h angesetzt. 
Verkehrsübergabe ist für ca. 2014 geplant. Das Verfahren wird im Bezirk Treptow-Köpenick geführt.
*
Stand Planfeststellungsverfahren - Erörterungstermin 15./16.12.2008

*
gegenwärtig Erarbeitung der Rotänderungen aus der öffentlichen Auslegung und dem Erörterungstermin

*
Übergabe der Rotänderungen an Sen Stadt GR, Anhörungsbehörde, III. Quartal 2009

*
Planfeststellungsbeschluss 2010/2011

2. Abschnitt bis A 113

2. Abschnitt zw. Köpenicker Landstraße und der Anschlussstelle Späthstraße mit der BAB113neu
Im FNP und StEP Verkehr enthalten 
Variantenuntersuchung vom Mai 2003

keine weiteren Planungsschritte zum gegenwärtigen Zeitpunkt. 

TVO (Tangentialverbindung Ost)
1. und 2. Abschnitt: zwischen An der Wuhlheide und Glienicker Straße bereits in Betrieb

3. Abschnitt: Zwischen Glienicker Straße  und Adlergestell (B 96a): Ausbau Glienicker Weg /  Verkehrsübergabe ca. 2013
Nördliche Weiterführung der TVO:

Abschnitt der TVO zwischen B1/B5 und Straße an der Wuhlheide:

Ergebnisse aus der von SenStadt in Auftrag gegebenen Untersuchung (abgeschlossen 10/2007)/ Antworten der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung auf Kleine Anfragen zur TVO:

· Erhebliche Mängel im Verkehrsfluss („strukturelle Schwachstellen“)

· Erreichen von Leistungsfähigkeitsgrenzen in den Spitzenstunden

· Punktuelle Maßnahmen können die Leistungsfähigkeit des bestehenden Straßennetzes verbessern. 

· Verkehrsmengen im Untersuchungsraum nicht wachsend

· Aus Störungen lässt sich ein Weiterbau der TVO nicht folgern
· Weitergehende Untersuchungen (Grundlage Verkehrsprognose 2025) erforderlich
· Notwendigkeit einer Verlängerung der TVO muss sich auch langfristig begründen
· Hohe Investitionskosten von 45 Mio. € (grobe Schätzung für Variante Trassenführung entsprechend Flächennutzungsplan)

Ausbau der Köpenicker Allee zwischen An der Wuhlheide und S-Bahnhof Wuhlheide 

Im Zusammenhang mit den Planungen zur ABS Berlin -Frankfurt/Oder bestehen auch Planungen der DB Netz AG, den Bereich S-Bahnhof Wuhlheide zu ändern mit dem Ziel der  Erhöhung der Streckengeschwindigkeit auf 160 km/h. 
In diesem Zusammenhang sieht der Bezirk das Potential einer generellen Betrachtung des Gesamtraumes, das BA Treptow-Köpenick war hier gemeinsam mit der DB Netz AG Auftraggeber für eine Rahmenplanung Wuhlheide.  (BA T-K)
Diese Rahmenplanung liegt vor und stellt eine wesentliche Grundlage für die Bahnplanung unter Beachtung aller angrenzenden Planungsintentionen, wie  

*
TVO/Planung nach Nord 

*
Entwicklung des Bereichs Zugang FEZ

*
Parkeisenbahn 
dar.

Die zeitliche Umsetzung der ABS Berlin - Ffo im Bereich Wuhlheide ist für 2015 durch die DB Netz AG geplant. Eine Verbreiterung der Köpenicker Allee in dem benannten Bereich ist nicht bekannt.

Mehrbelastung durch BBI?
Die Haupterschließung des Flughafens erfolgt über die Autobahn 113 zu den Quellen und Zielen im Berliner Stadtgebiet, sodass die Mehrbelastungen in Marzahn-Hellersdorf vergleichsweise gering sein werden. 
Zusätzliche Verkehrsbelastung 2015 Mehrbelastung durch BBI:

· Köpenicker Straße (nördlich Zimmermannstraße): 500 Kfz/Werktag

· Treskowallee (nördlich Bf. Karlshorst): 600 Kfz/Werktag
Die Mehrbelastungen überlagern sich mit Entlastungen durch den Wegfall von Kfz-Fahrten zu den Flughäfen Tegel und Tempelhof, sodass die tatsächlichen Mehrbelastungen in den genannten Straßen noch geringer sein dürften. Bezogen auf die Gesamtverkehrsmenge beträgt der flughafenbedingte Anteil in der Regel deutlich weniger als 10%.

Tangentensystem Köpenick

(Senatsverwaltung für Stadtentwicklung:) 

Das Verfahren wird durch den Bezirk Treptow-Köpenick geführt.

Das Verkehrskonzept für Köpenick geht von einem Tangentensystem zur Umfahrung der Altstadt und angrenzenden Vorstädte aus. Ziel ist die Verkehrsberuhigung dieses Gebietes und die Ableitung des Durchgangsverkehres auf das Tangentensystem. Mit der Spindlersfelder Straße (Tangentiale Verbindung Ost / TVO) ist die westliche Tangente vorhanden. 

Die nördliche Tangente (Ost-West-Trasse) befindet sich für den ersten Abschnitt in der Planfeststellung. - 1. Abschnitt zw. Straße An der Wuhlheide und Mahlsdorfer Straße 
Die OWT wird vierstreifig mit Mittelstreifen einschließlich beidseitiger Anordnung von Geh- und Radwegen geplant, prognostiziert werden hierbei ca. 36.800 KFZ/24h der LKW-Anteil liegt tags bei 10 % und nachts bei 8%. Die Entwurfsgeschwindigkeit wird für die Stadtstraße bei 50 km/h angesetzt.

Verfahrensstand:
die Rotänderungen aus der Abwägung der öffentlichen Auslegung und den Einwendungen wurden im Dez. 2009 an Sen Stadt, Anhörungsbehörde übergeben, die Unterlagen werden im Juni 2009 an Sen Stadt, Planfeststellungsbehörde zur Rechtsprüfung übergeben.
*
Planfeststellungsbeschluss ca. 2010/2011

*
Klagezeit ist einzuplanen

*
Verkehrsübergabe ca. 2014/15

Ost-West-Trasse 2. Abschnitt: zw. Mahlsdorfer Straße und

Brandenburgplatz/Seelenbinderstraße

*
Variantenuntersuchung aus 1994

*
Planungsintentionen nach 2025

Die östliche Tangente (Salvador-Allende-Straße) und die südliche Tangente (Müggelheimer Straße) sind bestehende Straßen.

Verkehrsprognose 2025: Darin enthalten ist. u.a. das funktionierende Tangentensystem

im Raum Köpenick. Eine Entscheidung über den zukünftigen Querschnitt der Langen Brücke wird auf der Basis der neuen Prognose gefällt werden.
Straßenerschließung BBI Business Park (ehem. Baufeld Ost)

Zu 90% GA-gefördert

B-Plan liegt in der Zuständigkeit des BA Treptow-Köpenick: 

B-Plan XVI-70
Die Festsetzung des  Bebauungsplans XV-70 a für den BBI Business Park wurde am 25.06.2009 durch die Bezirksverordnetenversammlung Treptow-Köpenick beschlossen.

Die Erschließung der Gesamtfläche für den MIV erfolgt über eine neue leistungsfähige Anbindung an die B 96a / Straße Am Seegraben. Diese ist bereits im Bau. Die geplante verkehrliche Hauptachse des Gebietes (Transversale) kann gemäß Masterplan Gateway BBI auf dem Territorium der Gemeinde Schönefeld weitergeführt werden.

Die ÖPNV-Erschließung ist über den S-Bahnhof Grünbergallee und verschiedene Buslinien gesichert. Da die Straßen im neuen Gewerbe- und Industriegebiet busfähig ausgebaut werden, ist auch eine Bus-Versorgung innerhalb des Gebietes möglich.

ÖPNV

Eisenbahn

Anbindung an den BBI:

Ostanbindung des BBI (über Görlitzer Bahn): 
von Norden aus Richtung Berlin – von Süden aus Richtung Cottbus

Bauzeit 2 Jahre. Planfeststellungsbeschluss liegt nicht vor, Klage gegen Planfeststellungsbeschluss angekündigt, Fertigstellung nicht bis zur Inbetriebnahme des BBI; es ist daher bis zur Fertigstellung der Ostanbindung nicht möglich, Regionalzüge von der Stadtbahn mit den Stationen Zoo, Hauptbahnhof, Friedrichstraße und Alexanderplatz zum Flughafenbahnhof fahren zu lassen.
Sanierung der S-Bahn-Außenäste

Gesamtmaßnahme Görlitzer Bahn / Treptower Park - Schönefeld/Königs Wusterhausen 

Bauzeit bis 2013, keine Einschränkungen für Verkehr zum BBI

davon:  S-Bahn Baumschulenweg – Adlershof z.Zt. bis 2011 

Ostbahnhof – Erkner (Teil mehrerer Bauabschnitte bis Frankfurt/Oder)

Fernbahngleise werden saniert werden, Zeitraum kann DB nicht genau benennen, hängt von Planungsverfahren ab. Neubau des Bahnhofs Erkner ist abgeschlossen.
S-Bahn wird nicht grundsaniert werden, nur üblicher Instandhaltungsbedarf. Im Zuge des Umbaus Ostkreuz wird die S-Bahn von Erkner auf die Stadtbahn (bis Spandau) fahren. Perspektivisches Ziel der DB: S-Bahn von Erkner auf die Stadtbahn (Alex-Friedrichstraße- Hbf) (hängt von Bestellung und Verkehrsvertrag ab).
Regionalbahnhof Köpenick

Künftig (nach 2011) wird der Bahnhof Köpenick Regionalbahn- und S-Bahn-Halt. Hierdurch wird Köpenick an das Regionalbahnnetz Berlin-Brandenburg und schneller an die Innenstadt angeschlossen (zulasten der S-Bahn). 

Die Bahnunterführung Bahnhofstraße – Mahlsdorfer Straße wird aufgeweitet und die Straßenbahnhaltestelle unter die Brücke verlegt, so dass bessere Umsteigebeziehungen zum Regional- und S-Bahnverkehr bestehen werden. 

Regionalbahnhof Karlshorst 

Entfällt im Zuge des Regionalbahnhofs Köpenick. Hierdurch wird Karlshorst nicht mehr an das Regionalbahnnetz Berlin-Brandenburg angeschlossen sein, die Umsteigebeziehung Straßenbahn aus Richtung Marzahn zum Regionalverkehr nach BBI entfällt. 

2011 ff.: Die Bahnunterführung Treskowallee wird aufgeweitet und die Straßenbahnhaltestelle unter die Brücke verlegt, so dass bessere Umsteigebeziehungen zum S-Bahnverkehr bestehen werden. 

Sanierung Ostkreuz

Bis 2015 Ziel der DB

Schienen-TVO

Abgeordnetenhaus Antrag – Drs 16/1042 

Am 2. April 2009 beschlossen durch Koalition und Grüne bei Enthaltung FDP und Abwesenheit der CDU-Fraktion:
„Planungen zur Nahverkehrstangente einleiten 

Der Senat wird aufgefordert, die im FNP und Stadtentwicklungsplan Verkehr ausgewiesene Nahverkehrstangente als Schienenverbindung zur direkten Anbindung der östlichen Bezirke entlang der Trasse Springpfuhl, Biesdorf-Süd, Spindlersfeld, Grünau bis zum BBI planerisch vorzubereiten.“ 

Mitteilung z.K. Drs. 16/2699: 
„Die DB AG und der Senat halten eine gesonderte Untersuchung zum Ausbau des Knotenpunktes Wuhlheider Kreuz für erforderlich, bevor die Fahrplanstudien für die Nahverkehrstangente durchgeführt werden können. Auf Bitte des Senats hat die DB AG die erforderlichen Untersuchungen zugesagt. Die Ergebnisse sollen Ende 2010 dem Senat vorgestellt werden.“ 

Straßenbahn:

Die Straßenbahn-Netzerweiterungen würden wichtige Zubringerfunktionen zu den S- und U-Bahn-Trassen im Südosten erfüllen. Zurzeit sind allerdings keine Ausbaumaßnahmen geplant. Die folgenden Projekte sind zwar in der langfristigen Planung enthalten, aktuelle Planungen finden zurzeit nicht statt, die Maßnahmen sind auch nicht in der mittelfristigen Investitionsplanung enthalten.
Straßenbahnnetzerweiterung aus Sicht der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung: 

Projekt 4: (Adlershof-) Wissenschaftsstadt – Schöneweide, Sterndamm

· Maßnahme im StEP Verkehr dargestellt

· Zur langfristigen Umsetzung bestimmt

· Sachstand: Machbarkeitsstudie liegt vor, Planungsbedarf

Projekt 5: Müggelschlösschenweg : massive Vorbehalte der Anwohner

· Maßnahme im StEP Verkehr dargestellt

· Zur langfristigen Umsetzung bestimmt

· Sachstand: Planungsbedarf

Projekt 6: Johannisthal – U-Bahnhof Zwickauer Damm

· Sachstand: Machbarkeitsstudie liegt vor, Planungsbedarf

Projekt 7: (Riesaer Straße-) Bahnhof Mahlsdorf – Treskowstraße

· Maßnahme im StEP Verkehr dargestellt

· Zur langfristigen Umsetzung bestimmt

· Sachstand: Machbarkeitsstudie liegt vor, Planungsbedarf

Projekt 10: Potsdamer Platz –Stresemannstraße – U-Bahnhof Hallesches Tor – Urbanstraße – U-Bahnhof Hermannplatz – S-Bahnhof Sonnenallee – Baumschulenstraße – Schnellerstraße – Bahnhof Schöneweide

· Projektidee der Linken. 

· Nicht im StEP Verkehr dargestellt, keine Planungen vorhanden

· Planungsbedarf: Feststellung des Bedarfs, Erstellung einer Machbarkeitsstudie 

III. A 100 – Verlängerung: Argumente Pro und Contra

Aktuell konzentriert sich die Debatte  um die A 100 – Verlängerung auf den  16. Bauabschnitt Hier soll ein weiteres 3,2 km langes Teilstück bis zum Treptower Park entstehen. Mit diesem 16. Bauabschnitt erfolgt die Anbindung an die A 113.  Das planungsrechtliche Verfahren für den 16. Bauabschnitt wurde mit der Auslegung der Projektunterlagen vom 9. März bis 9. April 2009 begonnen. Jeder konnte bis 2 Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist (23. April 2009) Einwendungen gegen den Plan erheben. 
SenStadt-These:

Der Stadtentwicklungsplan Verkehr hat das Ziel, die Wohngebiete und die Innenstadt vom Durchgangsverkehr zu befreien und so die historische Mitte aufzuwerten. Mit zwei weiteren Abschnitten (Bauabschnitte 16 und 17) soll die A 100 verlängert werden und kann so die beiden unterschiedlichen Hauptstraßennetze West und Ost verknüpfen.

BISS-These

Autobahn löst kein Verkehrsproblem

Der Weiterbau der A100 ist unsinnig. Mit einer Autobahnverlängerung von Neukölln bis Treptow bzw. zur Frankfurter Allee kann kein einziges Verkehrsproblem gelöst werden. In anderen Städten werden Autobahnen bereits wieder abgerissen, so dass wir für diese Planungen am Ende doppelt bezahlen werden. 
Zudem: Man kann nicht auf der einen Seite eine Umweltzone in der Berliner Innenstadt einführen und gleichzeitig eine Autobahn bauen, die direkt den Verkehr in die Berliner Innenstadt lotsen wird.

In der folgenden Übersicht werden schlagwortartigen Thesen gegen die Autobahn, die Begründungen v.a. der Bürgerinitiativen und die Gegenargumente der Senatsverwaltung für  Stadtentwicklung gegenübergestellt.

	BISS u.a.
	SenStadt

	„Autobahn-Verlängerung erzeugt mehr Verkehr"



	Den Anwohnern wird durch die Autobahn Entlastung vom stadtauswärts brausenden Verkehr versprochen. Die Prognosen des STEP Verkehr sehen starke Entlastungen nach Bau der Autobahn vor. 
Doch warum wird dann die Straße Am Treptower Park auf zwei mal zwei Fahrspuren mit Mittelstreifen, also einer für hohes Verkehrsaufkommen und hohe Geschwindigkeit ausgelegte Hauptstraße, ausgebaut? 

Mit Sicherheit wird ein erheblicher Teil des Stadtverkehrs auch weiterhin die Straße Am Treptower Park benutzen, dann sogar in beide Richtungen. 

…

Die Verkehrsmengen werden am Anschluss Treptower Park mit 65.000 bis 80.000 Kfz/24h erwartet. Sollte tatsächlich einmal ein Weiterbau der A 100 zur Frankfurter Allee realisiert werden, drohen bis zu 130.000 Kfz/24h. 

(Heute verkehren jeweils in der Straße Am Treptower Park, Puschkinallee und Elsenstraße (südl. Treptower Park) bis ca. 25.000 und auf der Elsenbrücke etwas über 60.000 Kfz/24h. )


	Durch die Verlängerung der A 100 wird es auf der Autobahn selbst sowie an unmittelbar an die Autobahn angrenzenden Streckenabschnitten zu Verkehrszunahmen kommen. Durch die bessere Verknüpfung der Hauptstraßennetze des westlichen und östlichen Stadtraumes durch die Verlängerung der A 100 wird es aber möglich, die Verkehrsströme durch Bündelung auf der neuen Strecke großräumig zu reorganisieren. Umwege, die heute in großem Umfang gefahren werden müssen, werden künftig vermieden. Dadurch kommt es nicht nur an vielen entlasteten Straßen, sondern auch in der Summe aller Veränderungen zur Abnahme des Kfz-Verkehrs.
Durch die Entlastung vieler Straßen vom Kfz-Verkehr wird es möglich, mehr Raum für Busse, Radfahrer und Fußgänger bereitzustellen. Für die Karl-Marx-Straße in Neukölln und das Adlergestell in Treptow wird der Umbau derzeit bereits vorbereitet. Die Gesamtkapazität der Straßen wird durch die A 100-Verlängerung nicht vergrößert, sonder nur "räumlich umverteilt". 



	"Die Autobahn-Verlängerung zerstört Stadtstrukturen"


	Für die Anwohner der Aronsstraße und der weiter östlich liegenden Hochhäuser wird die sechsspurige, in einem nach oben offenen Trog liegenden, Autobahn erhebliche Einschränkungen der Lebensqualität mit sich bringen. Wollte man es zynisch ausdrücken, so könnte man die Auswirkungen wie folgt benennen: "Ein ständiger Lärmteppich wird die Ruhe der Kleingärten ablösen, gelegentliche Grillgerüche werden Staub und Abgasschwaden weichen." Trotz passivem und aktivem Lärmschutz wird sich die Wohnqualität spürbar verschlechtern. Lärmschutzfenster helfen nur wenn sie geschlossen bleiben. 

Eine gärtnerische Nutzung wird zwischen Sonnenallee, Arons-und Dieselstraße, ja bis zur Kiefholzstraße ist auch auf den Kleingartenparzellen die nicht direkt unter der Trasse liegen nicht mehr möglich sein. Jedenfalls kann man jedem nur abraten der in der unmittelbaren Umgebung der Autobahn nach Satzung der Bundeskleingärtner Obst und Gemüse züchten will diese auch zu verzehren. 

Die zu erwartenden Anschlussproblemen Am Treptower Park werden auch für die Sonnenallee verstärkten Ausweichverkehr mit sich bringen. Das wird man im weiteren Verlauf der Sonnenallee Richtung Innenstadt ganz sicher spüren. 
Insgesamt werden die Auswirkungen der Autobahn deutlich in Alt Treptow zu spüren sein, nicht nur bei den direkt Betroffenen in der Beermann- und Kiefholzstraße, deren Wohnung abgerissen oder durch die Autobahnnähe besonders belastet werden.
Die prognostizierte Verkehrszunahme von der Elsenbrücke teilt sich und fließt zum einen über den Markgrafendamm, Hauptstraße in Richtung Lichtenberg und zum anderen über die Stralauer Allee, Modersohnstraße weiter bis zur Frankfurter Allee bzw. Warschauer Straße und Frankfurter Tor. Aber auch Zunahmen über Bahnhof- und Gürtelstraße sind zu erkennen. Dieser Verkehr stellt über die Kynaststraße die Verbindung zur Elsenbrücke her. 

Damit werden die Bewohner der Halbinsel Stralau mit noch zunehmender Verstopfung der Eisenbahnunterführung im Zuge der Straße Alt-Stralau zu kämpfen haben und damit mit einer weiteren Verschlechterungen bei der Erschließung ihrer Halbinseln zu tun bekommen. 

Für den Rudolfkiez werden wie oben beschrieben auf dem Markgrafendamm als auch über die Modersohnstraße Verkehrszuwächse von über 10.000 Kfz/24h prognostiziert. 


	Die Autobahntrasse wurde im Bereich Neukölln auf der seit Jahrzehnten vorgesehenen Trasse geplant, und die von vorneherein befristete Nutzung der Kleingärten wird damit beendet. Die Autobahn wird parallel zur Trasse des S-Bahn-Rings geführt und verläuft damit in einem vergleichsweise wenig empfindlichen Stadtraum entlang der Zäsur des S-Bahn-Ringes. Die Verhältnisse sind nicht vergleichbar mit z.B. dem vorhandenen Friedenauer Abschnitt der A 100, der durch dichte Bebauung führt. Ein Großteil des 17. Bauabschnittes ist ohnehin in Tunnel- bzw. Troglage vorgesehen.



Kleingärtner und andere angrenzende Grundstücksnutzer werden durch strenge Rechtsvorschriften geschützt, die bei Neubau aufwändige, allerdings auch teure Schallschutzmaßnahmen und die Einhaltung von Grenzen der Luftschadstoffbelastung vorschreiben. 


	"Die Autobahn-Verlängerung führt zu größerer Luft- und Lärmbelastung und zu mehr Klimagasemissionen"


	Straße Am Treptower Park 

Ab dem Bereich vor den Eisenbahnbrücken wird die Straße auf sechs Spuren erweitert um den Abbiegebeziehungen zum Autobahnanschluss herstellen zu können. Die Platanen in dem Bereich werden ebenfalls weichen müssen. 

Auch hier werden Rückstauungen nicht zu vermeiden sein, ebenso wie steigende Lärm- und Abgasbelastungen. 

Deshalb sagen wir, diese Autobahn darf wegen der Verschlechterung der Lebensqualität, der erst entstehenden Verkehrsprobleme, der Lärm- und Luftbelastungen nicht gebaut werden. 

Diesem Straßenausbau werden die Bäume auf den jetzigen Parkplatzflächen und die Stellplätze selbst zum Opfer fallen, denn neben den vier Fahrspuren und Mittelstreifen werden beiderseits Geh- und Radwege angelegt. 

Durch den Mittelstreifen wird der Zugang zum Park auch nur noch an ausgewiesenen Stellen möglich sein. 


	Der durch die Reorganisation des Straßenverkehrs zu erwartende Rückgang der Verkehrsmengen führt insgesamt zu einer Abnahme, nicht zu einer Zunahme von Luft- und Lärmbelastungen bzw. Klimagasemissionen. Darüber hinaus werden auch im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Autobahn entlang der geplanten Trasse keine außergewöhnlichen Luftschadstoffbelastungen prognostiziert, denen nicht mit Maßnahmen der Lärm- und Lärmminderungs- und Luftreinhalteplanung einschließlich verkehrsorganisatorischer Maßnahmen begegnet werden kann.


	"Die Verlängerung der A 100 hat negative Auswirkungen auf den ÖPNV"



	Nicht nur die Autofahrer werden Schwierigkeiten beim Weiterkommen haben, auch der Bus wird öfter stecken bleiben, selbst Fahrradfahrer und Fußgänger werden es spüren. 


	Als Bestandteil integrierter Verkehrspolitik wurde die Verlängerung der A 100 selbstverständlich auch hinsichtlich eventueller Auswirkungen auf den ÖPNV untersucht. Die durch die Verlängerung der A 100 erzielbaren Reisezeitgewinne liegen in einer Größenordnung, die weder zusätzlichen Verkehr noch modale Verlagerungen erwarten lässt. Eine neue bzw. zusätzliche Konkurrenz zur S-Bahn besteht vor diesem Hintergrund nicht. Durch die Verlängerung der A 100 profitiert speziell der Wirtschaftsverkehr, der modal kaum verlagerbar ist. 

Umgestaltungsmaßnahmen im nachgeordneten Straßennetz sorgen für Kapazitätsneutralität für den MIV, sodass auch deshalb negative Auswirkungen auf die Verkehrmittelwahl nicht zu erwarten sind. Im Busverkehr sind im Zusammenhang mit dem Bau der A 100 vorteilhaftere Linienführungen möglich (z.B. ermöglicht die Aufhebung der derzeitigen Einbahnstraßenreglung für die Erschließung der Wohngebiete im Bereich Treptower Park/Plänterwald klarere Linienführung). Im Übrigen haben die Buslinien im Umfeld weitgehend eine reine Erschließungsfunktion, die durch die Maßnahme A 100 nicht berührt wird.


	"Die Autobahn-Verlängerung führt zum Mega-Stau an den vorläufigen Endstellen des 16. Bauabschnittes"


	Der Hauptverkehrsstrom soll vom Autobahnanschluss zur Elsenstraße über die Elsenbrücke zur Stralauer Allee verlaufen, dabei müssen fünf Ampeln passiert werden. Es gibt nur wenig Stauraum, weil die Ampeln dicht beieinander liegen. Dieser Verkehrsstrom wird noch zusätzlich von den Querverkehren aus Kreuzberg, Neukölln, Plänterwald, Stralau und vom Ostkreuz verstärkt. 

Dieses Verkehrsaufkommen mag eine sechsspurige Autobahn ohne Probleme bewältigen. 

Aber für einen Stadtstraßenabschnitt mit fünf ampelgeregelten Kreuzungen hintereinander, der noch andere Verkehrsbeziehungen aufnehmen muss führt dies unweigerlich zum Dauerstau. Stellen sie sich vor, Sie wollen als Fußgänger oder Radfahrer zur S-Bahn oder in den Park. Deshalb sagen wir, diese Autobahn darf wegen der nicht zu bewältigenden Anschlussprobleme nicht gebaut werden. 

… lässt sich schon heute leicht nachvollziehen, welchen Rückstau er in der Elsen-, Karl-Kunger- und Wildenbruchstraße nach sich ziehen wird. Hinzu kommt, dass durch den Wegfall der Matthesstraße nur noch die Park​center-Ausfahrt in der Beermannstraße nutzbar ist und der Verkehr aus dem Parkhaus auch noch in die Elsenstraße drängt. 

Der Staubereich Elsenstraße wird zu einem vermehrten Schleichverkehr über die Kiefholz- und Bouchéstraße zur Puschkinallee und Schlesischen Straße nach Kreuzberg führen. Dies wird die Kinder auf ihrem Schulweg zur Grundschule bzw. Kita in der Bouchéstraße weiter gefährden. Die Autofahrer suchen sich ihre Wege, so können noch weitere Straßen zu Schleichwegen werden. 

	Die verkehrlichen Auswirkungen des vorläufigen Autobahnendes des 16. BA an der Anschlussstelle Am Treptower Park sind umfassend untersucht worden. Ergebnis ist, dass die prognostizierten Verkehrsmengen ohne Mega-Stau bewältigt werden können. Sehr starker Verkehr in Spitzenstunden wird am Autobahnende dosiert, und mit einer koordinierten Verkehrsorganisation (Grüne Welle) wird der Verkehr flüssig bis zur Stralauer Allee und zum Markgrafendamm geleitet. Zur besseren Verkehrsabwicklung ist die Einbeziehung der benachbarten Straßenkreuzungen Elsenstraße/Puschkinallee und Elsenbrücke/Markgrafendamm/ Stralauer Allee in ein Gesamtkoordinierungssystem vorgesehen. 


	"Die Autobahn-Verlängerung belastet die soziale Stadtentwicklung in innerstädtischen Wohngebieten"



	Es hat sich gezeigt, dass ein Großteil der Berlinerinnen und Berliner keine weiteren Betonschneisen durch die Stadt wünscht. Autobahnen sind laut und hässlich, stinken und zerstören die Stadt. Die angrenzenden Wohngebiete werden zu Lärmghettos und verlieren an Wert. Vor dem Hintergrund der Mietenentwicklung ist schon heute zu befürchten, dass diese Gebiete bald nur noch von einkommensschwächeren Menschen bewohnt werden, die sich woanders keine Wohnung leisten können. Diese Menschen werden doppelt bestraft: Sie werden die Autobahn viel weniger nutzen aber stärker als alle anderen ertragen müssen. 
Allein in den durch den Weiterbau betroffenen Gebieten investieren wir heute über Programme der sozialen Stadtentwicklung, Gebiete mit Quartiersmanagement und Lärmminderungspläne erhebliche Mittel, um die Kieze attraktiver zu gestalten. Diese Arbeit soll und darf nicht gefährdet oder gar sogleich wieder zunichte gemacht werden. Die Stadt von morgen muss lebenswerten Wohnraum für alle bieten und keine Lärmghettos und „No-Go-Areas“ zulassen


	Das Gegenteil ist der Fall. Einer der wichtigsten Gründe für die Verlängerung der A 100 ist die notwendige Verkehrsentlastung von vielen Wohnquartieren durch eine großräumige Reorganisation des Straßenverkehrs. Weniger Durchgangsverkehr, das heißt weniger Lärm und mehr Sicherheit sind wichtige Voraussetzungen für eine soziale Stadtentwicklung in bisher benachteiligten Stadträumen. 



	"Die Autobahn-Verlängerung ist mit dem 16. Bauabschnitt alleine nicht funktionsfähig"



	
	Der Geldgeber Bundesregierung fordert zu Recht, dass jeder Planfeststellungsabschnitt eine eigenständige Verkehrsfunktion haben muss, um auch dann sinnvoll zu sein, falls der Folgeabschnitt nicht realisiert wird. Diese Anforderung erfüllt der 16. Bauabschnitt. Die mit Inbetriebnahme des 16. Bauabschnittes eintretenden verkehrlichen Auswirkungen wurden durch Modellrechnungen ermittelt. Im Vergleich zum "Planungsnullfall" ohne Verlängerung werden für verschiedene Straßen und Teilräume deutliche Entlastungswirkungen aufgezeigt, so dass die eigenständige Verkehrsfunktion des 16. Bauabschnittes auch ohne die Weiterführung gegeben ist. Mit einem ermittelten Nutzen-Kosten-Faktor von 3,6 liegt der wirtschaftliche Nutzen für den 16. BA mehr als dreifach über den zu erwartenden Kosten. Der 16. BA wird so an das bestehende Straßennetz angebunden, dass die Funktionsfähigkeit der Straße auch ohne späteren Weiterbau auf Dauer gegeben wäre.


	"Der 17. Bauabschnitt ist nicht realisierungsfähig"



	Eine Untertunnelung des Ostkreuz, der Bahnhofstraße und der Gürtelstraße bis zu einem Tunnelausgang in einer mit EU Mitteln gestalteten Grünanlage südlich der Frankfurter Allee scheint allein aus Kostengründen aberwitzig. 

Verbunden mit der Behauptung, die A 100 nicht fortführen zu wollen, muss die – allein von Straßenplanern errechnete - Wirtschaftlichkeit auf tönernen Füßen stehen.


	Planerische Vorarbeiten für den 17. Bauabschnitt wurden im Zuge der sogenannten "Linienbestimmung" der A 100 geleistet. Zur Bestimmung der Lage einer geplanten Straße müssen umfangreiche Untersuchungen zu Realisierbarkeit, auch im Vergleich unterschiedlicher Trassen, durchgeführt werden. Untersucht wurden 7 Hauptvarianten mit Untervarianten. Die Varianten wurden technisch durchgearbeitet und einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen. Auch zur Bestimmung von Raum- und Flächenforderungen für eine eventuelle Umsetzungen dieser Planung im Bereich des Ostkreuzes wurden Untersuchungen durchgeführt. Nach allen diesen Vorarbeiten kann von einer Realisierbarkeit ausgegangen werden.



	"Die A 100 soll über eine autobahnähnliche Straße bis zum Prenzlauer Berg verlängert werden"



	Ein Ende der BAB 100 an der Frankfurter Allee scheint völlig kontraproduktiv und ist in der Logik der Autobahnbefürworter nicht nachzuvollziehen. 

Hier der Verkehr auf eine der am stärksten belasteten Kreuzungen mit dichter Wohnbebauung und die Frankfurter Allee mit schon jetzt 60.000 kfz/24 h abgeleitet. 

Eine Weiterführung auch als Stadtstraße, die ja nötig scheint zerschneidet weiter Wohngebiete, verlärmt Parks und führt spätestens am Kreuzungspunkt Landsberger Allee zu erneuten Frage, wie weiter? 

Ziel aller Abschnitte der A 100 ist der Ringschluss, alles andere ist Verschleierung.
	Es ist keineswegs vorgesehen, mit der BAB A 100-Verlängerung einen Lückenschluss bis zum Stadtring Nord zu erzielen. Wie im Flächennutzungsplan seit Anfang der 90er Jahre dargestellt und im StEP Verkehr im Jahr 2003 bestätigt, soll die Stadtautobahn an der Frankfurter Allee enden. Für eine vernünftige Gestaltung der Kreuzung mit der Frankfurter Allee gibt es verschiedene Möglichkeiten, die im Einzelnen noch durchzuarbeiten sind. 
Für die Weiterführung des Verkehrs ist es sinnvoll, wie ebenfalls im Flächennutzungsplan dargestellt, eine neue Stadtstraße bis zur Storkower Straße zu bauen, um die Möllendorffstraße nicht zusätzlich zu belasten. Ein weiterer Ausbau anschließender Ringstraßen oder Kreuzungen an diesen Straßen ist weder vorgesehen, noch erforderlich.


	"Die Prognosedaten sind falsch"



	
	Die 2008 erstellte "objektkonkrete", d.h. projektbezogene Verkehrsprognose ist nach dem aktuellsten Stand der Technik entwickelt und berücksichtigt alle wesentlichen Ursachen und Rahmenbedingungen der Verkehrsentwicklung in Berlin, soweit sie heute erkennbar sind. Im Einzelnen berücksichtigt sie alle aktuell verfügbaren Strukturdaten des Landes Berlin, wie die Bevölkerungsentwicklung, die Beschäftigtenentwicklung etc.

Das Mobilitätsverhalten für den Prognosehorizont 2025 wurde aus dem Personenverkehrsmodell des Deutschen Institutes für Wirtschaftsforschung Berlin abgeleitet. Für den Fernverkehr wurde die aktuelle Verkehrsfragematrix des Bundes übernommen. Zusammen mit dem im Jahr 2025 zu erwartenden Straßennetz für den Untersuchungsraum wurde mit dem in Berlin verwendeten Netzmodell VISUM der Prognoseverkehr für den Nullfall (ohne Realisierung) und den Planfall (mit Realisierung) berechnet.
Die Ergebnisse der jüngsten "Gesamtverkehrsprognose für Berlin und Brandenburg" für 2025 bestätigen (bei geringerer Detailpräzision als die "projektbezogene" Verkehrsprognose) die Ergebnisse der großen verkehrlichen Wirkung des Projektes trotz tendenziell abnehmenden Kfz-Verkehrs.


	„Die Bundesmittel können besser für ÖPNV-Projekte, Rad- und Fußgängerverkehr verwendet werden. Ein entsprechendes Angebot der Bundesregierung wurde abgelehnt".


	Autobahnverlängerung kostet rund 420 Millionen

Die Baukosten für die Autobahnverlängerung nach Treptow betragen 365 Mio. Euro. Dazu kommen 55 Mio. Euro für Grunderwerb. Das sind also zusammen 420 Mio. Euro. Diese Kosten trägt der Bund.

Hinzu kommen Planungskosten, die je nach Aufwand der Planung zwischen 10 und 18 % liegen. Im vorliegenden Fall wären das also noch einmal zusätzlich 30 bis 40 Mio. Euro. Planungskosten werden vom Land Berlin getragen. Unklar ist, ob hier auch noch Bauleitungskosten hinzu kommen.

So heißt es, dass bisher 2,2 Mio. Euro ausgegeben worden seien und noch 5,1 Mio. ausgegeben werden müssten, also insgesamt 7,3 Mio. Auf diese relativ kleine Summe kommt das Land Berlin dadurch, dass es vom Bund 11,7 Mio. Euro zurückerstattet bekommen will. Außerdem sollen über den Verkauf landeseigener Grundstücke in der Trasse 7 Mio. Euro erlöst werden.

Zumindest den Verkauf der landeseigenen Grundstücke wird das Land aber nicht als Kostenminderung ansetzen können, weil die Einnahmen ohne den Autobahnbau für andere Aufgaben zur Verfügung gestanden hätten.

Insgesamt ist also festzustellen, dass auch nach der eigenen Berechnung des Senats von diesem mindestens 14,3 Mio. Euro für den Autobahnbau aufgewandt werden müssen. Dies ist viel Geld für ein Land, das keinerlei Spielraum für andere Ausgaben hat.

Selbst wenn die Bundesregierung Geld für den Autobahnbau zur Verfügung stellt, ist das aber noch lange kein Grund, diese Autobahn auch zu bauen. Wir fordern Verhandlungen mit dem Bund über die Umwidmung  dieser Gelder, um sie nutzbringend in umweltfreundliche Tram- und Schienenprojekte und den Ausbau des unzulänglichen Radwegnetzes für Berlin zu verwenden. 
Jeder Euro kann nur einmal ausgegeben werden und ist damit für sinnvolle Projekte verloren. Wird also in den Weiterbau der Autobahn von Neukölln über Treptow nach Friedrichshain und darüber hinaus investiert, dann fehlt das Geld anderswo, um weitere Radwege, Tramlinien oder Busspuren usw. auszubauen.


	Die Finanzmittel des Bundes für den Bau von Bundesstraßen können nur zu diesem Zweck verwendet werden. Werden sie nicht genutzt, verfallen rund 420 Mio. € für Berlin und kommen Bundesstraßenprojekten in anderen Ländern zugute. Bundesmittel fließen im Übrigen in erheblichem Umfang auch in den Ausbau des Schienenverkehrs in Berlin. Ein Verzicht auf das Projekt der A 100-Verlängerung würde bedeuten, dass die heutigen Belastungen im Kraftfahrzeugverkehr in überlasteten Straßenquartieren auch künftig zu ertragen wären.

Die Behauptung eines Angebots der Bundesregierung zu einer alternativen Mittelverwendung in Berlin entbehrt jeglicher Grundlage.

	"Der tendenziell abnehmende Kfz-Verkehr macht das Projekt überflüssig"



	Ca.  50% der Berliner Haushalte besitzen kein eigenes Auto - in den Innenstadtbereichen leben z.T. sogar bis zu 80% der Bevölkerung mobil ohne PkW. Tendenz weiter sinkend: nach den aktuellsten Verkehrsprognosen wird der Autoverkehr in Berlin bis in das Jahr 2025 sogar um 14 % abnehmen! Die Planung für den Autobahnneubau hat diese Zahl nicht berücksichtigt. 
Gleichzeitig nimmt der Anteil der FahrradfahrerInnen stetig zu: Ein Ausbau des Radwegenetzes wäre nahe liegend und erforderlich. Der einseitige Einsatz von Finanzmitteln in die Autoinfrastruktur ist unfair all denjenigen gegenüber, die gar nicht Auto fahren, sondern geht am Trend der Zeit vorbei. Wir müssen die Planungen von heute an Entwicklung und Bedürfnisse der Bevölkerung von morgen orientieren.


	Richtig ist, dass der Straßenverkehr in der Stadt und insbesondere in der Innenstadt seit etwa dem Jahr 2000 leicht zurück geht und die Nutzung von Bahnen, Bussen sowie der Fahrradverkehr und Fußverkehr zunimmt. Ergebnis der jüngsten Gesamtverkehrsprognose für Berlin und Brandenburg für 2025 ist, dass dies auch weiterhin der Fall sein wird. Diese Entwicklung ist auch Ergebnis der erfolgreichen, am Ziel der Nachhaltigkeit orientierten Berliner Verkehrspolitik.
Der Kfz-Verkehrsrückgang macht das Projekt der A 100-Verlängerung nicht überflüssig, sondern unterstützt es. Die A 100 soll nicht zur besseren Bewältigung von mehr Kfz-Verkehr, sondern zur stadtgerechteren Neuorganisation des (abnehmenden) Verkehrs gebaut werden.
Der erwartete Kfz-Verkehrsrückgang reicht nicht aus, um die Belastungen der Wohngebiete ausreichend zu reduzieren. Der Verkehrsrückgang verändert im Übrigen nichts an der vergleichsweise schlechteren Erreichbarkeit von Lichtenberg, Hohenschönhausen etc. Diesem Problem ist nur durch eine Verbesserung der Netzstruktur durch Verlängerung der A 100 abzuhelfen.



	"Es gibt bessere Straßen-Alternativen zur A 100-Verlängerung"



	Anbindung Ost – nicht als Kopie von Fehlern West
Es gibt keine stichhaltigen Argumente für eine Verlängerung der Autobahn. Der Osten Berlins wird durch eine Autobahn nicht profitieren, insbesondere nicht an den Westteil der Stadt angehängt werden, wie ein Argument des Senats suggeriert. Außerdem sollten Fehler in der städtebaulichen Entwicklung nicht wiederholt werden, denn: Der Aufbau Ost ist eben kein Nachbau West. Bereits drei der sechs östlichen Bezirke haben sich diese Auffassung zu eigen gemacht und melden ernsthafte Bedenken gegen die Autobahnverlängerung an: Friedrichshain (-Kreuzberg), Lichtenberg und Pankow. Fazit: Der Osten Berlins braucht und will diese Autobahn nicht.


	Alternative Führungen der A 100-Verlängerung wurden seit der Wiedervereinigung der Stadt in mehreren Durchgängen im Zuge der Aufstellung des Flächennutzungsplans, im Zuge der Anmeldung des Projektes beim Bund und schließlich im Rahmen der Aufstellung des Stadtentwicklungsplanes Verkehr diskutiert und detailliert geprüft. Die (wiederholte) Erkenntnis ist, dass die vorgesehene Lage die verkehrlichen Ziele (großräumige Entlastung durch Bündelung auf der neuen Trasse sowie bessere Anbindung der östlichen Bezirke) am besten erreichen lässt. Unter dem Gesichtspunkt der Minimierung der Eingriffe in bestehende Stadtstrukturen bieten die untersuchten Alternativen keine klaren Vorteile.
Eine alternative Ausführung der A 100-Verlängerung als Stadtstraße (an Stelle einer Autobahn) hätte verkehrlich und umweltseitig kein Vorteile, da sie wegen der notwendigen Bündelungsfunktion und der erwarteten Kfz-Verkehrsmenge mindestens als 4-spurige Straße mit der Autobahnlösung vergleichbaren Anforderungen (Tunnel, Trog, Lärmschutz) gebaut werden müsste. Eine Bundesfinanzierung einer durchgängigen Stadtstraße wäre allerdings nahezu ausgeschlossen.




